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TOP 1 Genehmigung der Tagesordnung 

Bezug ./. 

Beschluss 

Die Amtschefkonferenz genehmigt die Tagesordnung mit folgenden Änderungen: 

1. die Tagesordnungspunkte 13 und 14 werden zusammen abgehandelt,  

2. der Tagesordnungspunkt 16 wird vorgezogen. 
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TOP 2 Bericht des BMEL zum Stand der Einreichung des 

GAP-Strategieplans 

Bezug ./. 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den 

mündlichen Bericht des Bundes zum Stand der Ausarbeitung und Einreichung des 

GAP-Strategieplans sowie zur Einschätzung zu möglichen Nachforderungen sei-

tens der EU-Kommission zur Kenntnis. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder verweisen auf die 

gemäß EU-Recht vorgesehene Evaluierung des GAP-Strategieplans und in die-

sem Zusammenhang auch auf die bis Ende 2024 durch das BMEL vorzunehmende 

Überprüfung der gemäß GAP-Direktzahlungen-Gesetz (GAPDZG) vorgesehenen 

Instrumente zur Förderung von Umwelt, Klima und Tierwohl. Dabei sollten auch die 

im GAP-Strategieplan geregelten Grundanforderungen im Rahmen der Konditio-

nalität daraufhin untersucht werden, ob ihre Wirkung auf die verschiedenen Ziele 

in den Bereichen Biodiversität, Pflanzenschutzmittelreduktion und Klimaschutz 

ausgewogen sind. Ebenso sind im Rahmen dieser Überprüfung die Wechselwir-

kungen mit den flächenbezogenen ELER-Maßnahmen (AUKM, Ökolandbau) mit 

zu betrachten. Sie sehen hierin die Chance, Interventionen und Grundanforderun-

gen hinsichtlich der Zielerreichung zu überprüfen und bei Bedarf unter Einbezie-

hung der Länder ggf. anzupassen und dabei auch mögliche Vereinfachungen für 

Landwirtschaft und Verwaltung vorzunehmen. 

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder halten es außer-

dem für notwendig, die Organisation, Finanzierung und die Zuständigkeiten von 

Bund und Ländern bei der Evaluierung des GAP-Strategieplans zügig zu klären. 

Sie bitten den Bund um Vorlage eines entsprechenden Beschlussvorschlags zur 

Herbst-AMK 2022. 
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TOP 3 Förderung von Risikomanagementinstrumenten in der 

 GAK 

Bezug TOP 10 2020/2 

 TOP 7 2020/ACK 

 TOP 14 bis 16 2019/2 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder stellen erneut 

fest, dass infolge des Klimawandels die Wetterrisiken für die Landwirtschaft zu-

nehmen und damit dem Risikomanagement in den Betrieben eine zentrale Bedeu-

tung zukommt. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder fordern den Bund 

erneut auf, ergänzend zur Förderung der betrieblichen Risikominimierung, eine 

Unterstützung einer betrieblichen Risikoabsicherung über (Mehrgefahren-)Versi-

cherungen gegen witterungsbedingte Risiken über die GAK zügig umzusetzen und 

zusätzliche Finanzierungsmittel zur Verfügung zu stellen. Eine Förderung von Ver-

sicherungen gegen Wetterrisiken in der GAK sollte zumindest solche Versicherun-

gen berücksichtigen, die derzeit aufgrund sehr hoher Kosten für die Betriebe wirt-

schaftlich nicht tragbar sind. Damit könnte Abhilfe geschaffen werden und auf eine 

langfristige Etablierung von Versicherungen ohne Förderung hingewirkt werden.  

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund 

um einen Bericht zur Frühjahrs-AMK 2022. 
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TOP 4  Länderzuständigkeit bei der Förderung von agrar-

strukturellen Vorhaben gewährleisten 

Bezug ./. 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder weisen darauf hin, 

dass die Verbesserung der Agrarstruktur originäre Aufgabe der Länder ist. Da die 

Agrarstruktur für die Gesamtheit der Bundesrepublik bedeutsam ist, hat der Ver-

fassungsgeber die Mitwirkung des Bundes für erforderlich gehalten und mit Artikel 

91a des Grundgesetzes die "Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-

zes" (GAK) zu einer Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern erhoben. Nä-

heres wird durch Gesetz (GAK-Gesetz) bestimmt. Für die Umsetzung der GAK-

Maßnahmen sind die Länder zuständig.  

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder unterstreichen, 

dass sich die Förderung über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Ag-

rarstruktur und des Küstenschutzes“ bewährt hat. Die Struktur der Festlegung ge-

meinsamer Grundsätze und Möglichkeiten der Länder, in diesem Rahmen eigene 

Akzente zu setzen, entspricht der differenzierten Agrarstruktur.  

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder stellen fest, dass 

der Bund zunehmend investive Förderungen für landwirtschaftliche Unternehmen 

außerhalb der GAK anbietet. Die Länder begrüßen die Bereitstellung von zusätzli-

chen Bundesmitteln, sehen jedoch vielfältige Herausforderungen, die mit derarti-

gen Doppelstrukturen verbunden sind. 

4. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten daher den 

Bund, mit den Ländern auf Ebene der Fachreferentinnen und -referenten die 

Schnittmenge Agrarinvestitionsförderungsprogramm-Bundesförderungen zu eva-

luieren und über das Ergebnis in der Frühjahrs-AMK 2022 zu berichten.  
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TOP 5 Rechtssichere Umsetzung des Urteils zur Nitratrichtli-

nie im deutschen Aktionsprogramm 

Bezug TOP 14 2021/2 

Beschluss 

Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den mündli-

chen Bericht des Bundes über den Stand der Verhandlungen mit der Europäischen 

Kommission zur Kenntnis. 
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TOP 6 Folgenabschätzung zum Abbau von steuerlichen Ver-

günstigungen in der Land- und Forstwirtschaft 

Bezug ./. 

Beschluss  

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den Be-

richt des Bundes zu den Planungen der Bundesregierung im Koalitionsvertrag, um-

welt- und klimaschädliche Subventionen und Ausgaben abzubauen, zur Kenntnis. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder weisen auf die 

jüngsten erheblichen Kostensteigerungen in den landwirtschaftlichen Betrieben hin, 

die bereits jetzt zu enormen Belastungen für die Betriebe führen. 

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund 

daher, bis zur Herbst-AMK 2022 einen Bericht über die konkret vorgesehenen Maß-

nahmen einschließlich einer Abschätzung ihrer Folgen vorzulegen. 

 

Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, Bayern,  

Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,  

Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt, Thüringen  

Die erklärenden Länder bitten den Bund mit Blick auf den Binnenmarkt und die Sys-

temrelevanz der Landwirtschaft in der Folgenabschätzung mindestens folgende 

Punkte zu berücksichtigen: 

a) Auswirkungen unter Berücksichtigung der Entwicklungen in anderen EU-Mitglied-

staaten im Hinblick auf mögliche Wettbewerbsverzerrungen durch geänderte Kos-

tenstrukturen, wenn umwelt- und klimaschädliche Subventionen durch umwelt- 

und klimafreundliche Maßnahmen national ersetzt werden sollen, 
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b) Entwicklungen auf EU-Ebene im Hinblick auf geplante Energiebesteuerungen und 

den steigenden Einsatz von Energie, insbesondere durch reduzierten Einsatz von 

chemisch-synthetischen Pflanzenschutzmitteln und 

c) Begründung, weshalb die Land- und Forstwirtschaft beispielsweise stärker an den 

Kosten des Straßenbaus und -erhalts durch einen Wegfall der Agrardieselbeihilfe 

beteiligt werden soll. 
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TOP 7   Ökologischer Landbau 

Bezug  TOP 15 2021/2 

TOP 31 2020/2 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den 

mündlichen Bericht des Bundes zum Ausbau des ökologischen Landbaus in 

Deutschland zur Kenntnis. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder betonen, dass die 

im Koalitionsvertrag vereinbarte Zielstellung, den Anteil ökologisch bewirtschafteter 

Flächen bis zum Jahr 2030 auf 30 Prozent zu erhöhen, gegenüber der bisherigen, 

in der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung formulierten Zielstellung eine 

deutliche Steigerung darstellt, die zusätzliche Anstrengungen erfordert. Sie bitten 

den Bund, umgehend einen nationalen Strategieprozess zur Weiterentwicklung 

des ökologischen Landbaus in Verbindung mit der Zukunftsstrategie ökologischer 

Landbau unter Einbeziehung der Vertreter der Ökobranche, der Länder und der 

Wissenschaft einzuleiten.  

3. Vor dem Hintergrund der in den Ländern vorliegenden, sehr unterschiedlichen 

landwirtschaftlichen Strukturen weisen die Amtschefinnen und Amtschefs der Ag-

rarressorts der Länder darauf hin, dass auch beim Zuwachs des ökologischen 

Landbaus von einer regional differenzierten Entwicklung ausgegangen werden 

muss.  

4. Zur Gewährleistung einer marktgerechten Entwicklung des Ökolandbaus sehen die 

Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder besondere Schwer-

punkte im Bereich der Verbraucheraufklärung und Absatzförderung für heimische 

ökologisch erzeugte Produkte, einschließlich der Außerhausverpflegung, dem Bü-

rokratieabbau sowie der Weiterentwicklung des Öko-Kontrollsystems. 
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5. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund 

eindringlich, das zum 1. Januar 2022 in Kraft getretene novellierte Ökolandbauge-

setz (ÖLG) vor diesem Hintergrund hinsichtlich seiner Regelungsklarheit und Erfül-

lung der EU-rechtlichen und verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Aufga-

benübertragung an die Kontrollstellen nochmals zu prüfen, erforderliche Änderun-

gen kurzfristig anzugehen und die sich aus dem ÖLG ergebenden Ermächtigungen 

für Verordnungen zügig in enger Zusammenarbeit mit den Ländern umzusetzen. 

Dabei soll dem angestrebten Ziel einer möglichst bundeseinheitlichen Umsetzung 

besonders Rechnung getragen werden, ohne dass die bisher länderspezifisch 

praktizierte Beleihung oder Mitwirkung von Kontrollstellen ausgeschlossen wird. 

6. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder weisen darauf hin, 

dass die Effizienz des Kontrollverfahrens unter anderem auch von der Wahrneh-

mung einer wirksamen Koordinierung durch den Bund bei zentralen Umsetzungs-

fragen der EU-Öko-Verordnung und der horizontalen Kontrollverordnung abhängt 

und bitten den Bund, diese Aufgabe wahrzunehmen. 

7. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder halten fest, dass 

einige Länder im Zusammenhang mit Drittlandimporten von Öko-Produkten vor ei-

nem deutlich höheren Verwaltungsaufwand stehen als bisher. Die Amtschefinnen 

und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund zu prüfen, ob das 

Importverfahren effizienter gestaltet und wie besonders betroffene Länder bei der 

Umsetzung unterstützt werden könnten. 

8. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund 

vor dem Hintergrund der im Koalitionsvertrag vereinbarten Zielstellung (30 Prozent 

Ökoanteil bis 2030), bereits für die Förderperiode 2023 bis 2027 zusätzlich zu den 

Fördermitteln der GAK Finanzmittel für die Absicherung der Öko-Flächenprämien 

über die Budgetkapazitäten der Länder im ELER hinaus bereitzustellen. Die For-

schungsförderung für den Ökolandbau muss dem Ziel entsprechend ebenfalls an-

gepasst und ausgebaut werden. 
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Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Bre-

men, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen, Schles-

wig-Holstein 

Die erklärenden Länder begrüßen das Ziel der Bundesregierung, den Anteil ökologisch 

bewirtschafteter Flächen bis zum Jahr 2030 auf 30 Prozent zu erhöhen. 

 

Protokollerklärung von Sachsen-Anhalt 

Sachsen-Anhalt sieht in dem 30-Prozent-Ziel eine politische Zielsetzung, die ange-

sichts der unterschiedlichen Agrarstruktur nicht erreicht werden kann. 
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TOP 8  Agrar-Marketingagentur auf Bundesebene 

Bezug  ./. 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den 

mündlichen Bericht des Bundes zu den Ergebnissen der Machbarkeitsstudie zur 

Etablierung einer nationalen Agrar-Marketingagentur sowie über den weiteren ge-

planten Verfahrensablauf zur Kenntnis. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund 

um einen schriftlichen Bericht zum weiteren Vorgehen zur Herbst-AMK 2022. 
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TOP 9 Umbau der Nutztierhaltung 

Bezug TOP 2 2020/SO-AMK-2 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den 

mündlichen Bericht des Bundes bezüglich seiner Haltung zu den Empfehlungen 

des Kompetenznetzwerks Nutztierhaltung und zur damit verbundenen Machbar-

keitsstudie und Politikfolgenabschätzung des Thünen-Instituts zur Kenntnis. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder stellen fest, dass 

der Umbau der Nutztierhaltung in Deutschland zügige Kraftanstrengungen des 

Bundes erfordert. Sie verweisen in diesem Zusammenhang auf den Beschluss der 

Sonder-AMK zur Tierhaltung vom 27.08.2020 (TOP 2/II). Die vom Kompetenznetz-

werk Nutztierhaltung dazu gemachten Vorschläge, die von einer breiten politi-

schen Mehrheit begrüßt wurden, stellen hierfür eine sehr gute und wichtige Grund-

lage dar. 

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder halten es für not-

wendig, dass der Bund den Umbau der Nutztierhaltung – ausgehend von den Er-

gebnissen des Kompetenznetzwerks – jetzt beginnt, um den tierhaltenden Betrie-

ben Zukunftsperspektiven und die notwendige Planungssicherheit zu geben. 

4. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder unterstreichen, 

dass inhaltliche und finanzielle Bestimmungen, bzw. die langfristige Absicherung, 

Voraussetzungen für die zügige Umsetzung der Nutztierhaltungsstrategie sind. 

Nur mit der notwendigen Planungssicherheit für die tierhaltenden Betriebe wird die 

große gesellschaftliche Herausforderung zu erreichen sein, das Tierwohl zu ver-

bessern. 

5. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund, 

die weitere Arbeit des Kompetenznetzwerks zu unterstützen und unter Berücksich-

tigung der Kompatibilität mit den Stufen des Lebensmitteleinzelhandels für die 
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Tierarten Rind, Schwein und Geflügel Vorschläge zur geplanten Tierhaltungskenn-

zeichnung zu konkretisieren und baldmöglichst vorzulegen. 

6. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten daher den 

Bund zur Frühjahrs-AMK 2022 um einen entsprechenden Bericht, zu angestrebten 

Förder- und Finanzierungsmaßnahmen und um einen konkreten Zeitplan für die 

Umsetzungsschritte. 

7. Die Auslauf- und Freilandhaltung ist eine gesellschaftlich besonders anerkannte 

Form der Tierhaltung. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der 

Länder bitten den Bund, für den Fall des Auftretens von Tierseuchen auch Szena-

rien zur Aufrechterhaltung des Auslaufs unter Beachtung der Biosicherheit vorzu-

sehen. 

 

Protokollerklärung des Landes Sachsen-Anhalt 

Die Auslauf- und Freilandhaltung darf grundsätzlich nicht dazu führen, dass die Maß-

nahmen der Tierseuchenvorsorge vernachlässigt werden. 
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TOP 10 Tiergerechter Außenklimastall für Schweine –  

Auslegung einer Tierwohl-Begünstigungsklausel  

in der TA Luft 

Bezug TOP 11 2018/1 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder verweisen auf den 

Beschluss der AMK vom 27.04.2018 zu TOP 11, mit dem der Bund gebeten wurde, 

konkretisierende Empfehlungen für eine einheitliche Umsetzung der TA Luft-An-

forderungen für besonders tierwohlgerechte Tierhaltungen zu erarbeiten. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund, 

in der Frühjahrs-AMK 2022 zum aktuellen Stand der Beratungen und Ergebnisse 

der eingesetzten Ad-hoc-Arbeitsgruppe und zum vorgesehenen weiteren Fortgang 

zu berichten. 
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TOP 11 Erschwernisausgleich 

 Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 

Bezug TOP 18 2021/2 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den 

mündlichen Bericht des Bundes zum aktuellen Stand eines geplanten Erschwer-

nisausgleichs im Rahmen der Umsetzung der Pflanzenschutz-Anwendungsverord-

nung zur Kenntnis. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund, 

zusammen mit den Ländern einen entsprechenden Fördergrundsatz in der GAK 

zu erarbeiten und dem Planungsausschuss für Agrarstruktur und Küstenschutz 

(PLANAK) noch im ersten Quartal des Jahres 2022 zum Beschluss vorzulegen. 

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund 

darüber hinaus, die Notifizierung weiter voranzutreiben. Nur so kann sichergestellt 

werden, dass die Länder die Förderkonditionen so rechtzeitig kennen, um sie in 

das Antragsverfahren 2022 aufnehmen zu können. 

4. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder weisen erneut da-

rauf hin, dass der Erschwernisausgleich auch Flächenkulissen außerhalb der Na-

tura-2000-Kulisse, wie insbesondere Flächen in Naturschutzgebieten, berücksich-

tigen muss. Der Bund wird gebeten, bei der EU-Kommission dafür einzutreten, 

dass für betroffene Betriebe auch außerhalb Natura-2000 ein angemessener Aus-

gleich gewährt werden kann. 

5. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund, 

Mittel zur Ausgleichsförderung für Einschränkungen in der Anwendung von Pflan-

zenschutzmitteln zu verstetigen.  

6. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund 

darüber hinaus, Möglichkeiten zur Übertragung der für den Erschwernisausgleich 
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vorgesehenen und in 2022 noch nicht abgerufenen Finanzmittel zu prüfen und Vor-

schläge für eine Flexibilisierung der GAK-Förderung vorzulegen. 
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TOP 12 Böden gesetzlich besser schützen 

Bezug ./. 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder stellen fest, dass 

der vorsorgende Schutz, die Wiederherstellung und die nachhaltige Nutzung von 

Böden von zentraler Bedeutung für eine nachhaltige Land- und Forstwirtschaft und 

das Klima sind.  

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder weisen auf die 

Bedeutung von gesunden Böden für eine gesicherte Nahrungsmittelerzeugung hin 

und begrüßen daher die Initiative des BMEL, das Thema „Boden“ für das Global 

Forum for Food and Agriculture (GFFA) 2022 auszurufen mit dem Ziel, die inter-

nationale Zusammenarbeit zu stärken und das Bewusstsein einer breiteren Öffent-

lichkeit dafür zu schärfen. 

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder stellen weiterhin 

fest, dass die begrenzte Ressource Boden mit ihren Funktionen durch den fort-

schreitenden Klimawandel, eine intensivierte Nutzung, Nutzungskonkurrenzen, 

den Verlust durch Erosion, die Ausweitung von Siedlungs- und Verkehrsflächen 

sowie durch Schadstoffeinträge zunehmenden Belastungen ausgesetzt ist. 

4. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder begrüßen das 

Ziel, den Flächenverbrauch bis 2030 auf unter 30 Hektar pro Tag zu begrenzen 

und die Entsiegelung voranzubringen.  

5. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund, 

Initiativen auf den Weg zu bringen, um das Bewusstsein der Gesellschaft und das 

Wissen über die unterbewertete Ressource Boden zu erhöhen. 
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Protokollerklärung der Länder Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, 

Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen, Schleswig-Holstein  

Die erklärenden Länder begrüßen das Vorhaben des Bundes, das nationale Boden-

schutzrecht weiterzuentwickeln und im Lichte dessen die befristete Regelung des §13b 

BauGB nicht zu verlängern. 

Die erklärenden Länder bitten das BMEL in Zusammenarbeit mit dem BMUV, zur Um-

setzung dieser Vorhaben den Bodenschutz als Querschnittsaufgabe innerhalb der 

Bundesregierung zu verankern und ein ressortübergreifendes Handeln sicherzustel-

len. 

Die erklärenden Länder bitten das BMEL in Zusammenarbeit mit dem BMUV ferner, 

Vorschriften der „guten fachlichen Praxis“ zur land- und forstwirtschaftlichen Bodenbe-

wirtschaftung in der landwirtschaftlichen Bodennutzung und forstwirtschaftlichen Be-

wirtschaftung zu evaluieren bzw. zu etablieren und Regelungen zum Abbau bestehen-

der Defizite rechtswirksam zu verankern. 

Die erklärenden Länder bitten das BMEL darüber hinaus, bei der Umsetzung der GAP 

nach 2023 und insbesondere im Rahmen der 2024 vorgesehenen Evaluation für am-

bitionierte Standards zum Bodenschutz einzutreten und entsprechende Anpassungen 

an einen gestärkten Rechtsrahmen vorzunehmen. 

Die erklärenden Länder  

nehmen das Positionspapier zur Fachkräfteentwicklung „Handlungsbedarf und Per-

spektiven des Bodenschutzes“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz 

der Umweltministerkonferenz (LABO) zustimmend zur Kenntnis. 

Die erklärenden Länder bitten das BMEL ferner, die Erfassung von land- und forstwirt-

schaftlichen Bodendaten weiterzuentwickeln, um weitere Erkenntnisse und Hand-

lungserfordernisse abzuleiten sowie die Forschungsanstrengungen im Bereich des 

land- und forstwirtschaftlichen Bodenschutzes zu intensivieren. Daher wird das BMEL 

gebeten, sich aktiv in den Aufbau eines nationalen Bodenmonitoringzentrums einzu-

bringen und vorhandene sowie potenzielle Synergien zwischen dem Thünen-Institut, 

dem Umweltbundesamt und der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 

zu nutzen. 
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Die erklärenden Länder stellen fest, dass das Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie 2002, 

den Flächenverbrauch bis zum Jahr 2020 auf 30 Hektar zu begrenzen, deutlich verfehlt 

wurde. Es sind somit erhebliche Anstrengungen erforderlich, um das im Koalitionsver-

trag formulierte 30 Hektar-Ziel bis 2030 und darüber hinaus das in der Weiterentwick-

lung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, dem Klimaschutzplan 2050 sowie in der 

EU-Biodiversitätsstrategie und der EU-Bodenschutzstrategie formulierte Netto-Null-

Ziel bis 2050 zu erreichen. 
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TOP 13 Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest (ASP) 

TOP 14 Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest 

 

TOP 13 und TOP 14 wurden zusammengefasst behandelt. 

 

Bezug TOP 31 2021/1 

 TOP2 2021/SO-AMK-2 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den 

schriftlichen Bericht des Bundes zur aktuellen Situation der Afrikanischen Schwei-

nepest (ASP) sowie zu den auf nationaler und EU-Ebene ergriffenen bzw. noch 

vorgesehenen Maßnahmen zur Bekämpfung und Eindämmung der ASP zur Kennt-

nis. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder verweisen bezug-

nehmend auf den Beschluss der Sonder-AMK vom 01.09.2021 erneut auf den 

akuten Handlungsbedarf.  

3. Der Bund wird gebeten zu prüfen, inwiefern gemeinsam mit der polnischen Staats-

regierung und mithilfe eines kanalisierten Verfahrens unter Einbeziehung aller zu-

ständigen Behörden Bedingungen für das innergemeinschaftliche Verbringen von 

Schlachtschweinen aus deutschen Restriktionsgebieten (Sperrzone 2) in Schlacht-

höfe in benachbarten Restriktionsgebieten in Polen festgelegt werden können. 

4. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder begrüßen den 

fachlich abgestimmten Vorschlag der LAV für eine Ländervereinbarung zur solida-

rischen Finanzierung der erforderlichen Baumaßnahmen und zur Errichtung wild-

schweinsicherer Barrieren in Form eines ASP Schutzkorridors entlang der deutsch-
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polnischen Grenze. Sie bitten um eine zeitnahe Weiterleitung des Vereinbarungs-

entwurfs an den AMK-Vorsitz, damit dieser das abschließende Abstimmungs- und 

Zeichnungsverfahren einleiten kann. 

5. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder beschließen eine 

Befassung zum Thema auf der Frühjahrs-AMK 2022. 
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TOP 15 Lieferung von InVeKoS-Daten zur Klimaberichterstat-

tung an das Thünen-Institut 

Bezug ./. 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den 

mündlichen Bericht des Bundes zur Lieferung von InVeKoS-Daten zur Klimabe-

richterstattung an das Thünen-Institut zur Kenntnis. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder erkennen den Nut-

zungszweck der InVeKoS-Daten zur Klimaberichterstattung an. InVeKoS-Daten ab 

dem Jahr 2010 werden dem Thünen-Institut zur Nutzung für die Klimaberichterstat-

tung von den Ländern direkt und die Daten für die Jahre 2005-2009, soweit dar-

stellbar, über die Zentrale InVeKoS-Datenbank (ZID) in einem einheitlichen Daten-

format bereitgestellt.  

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund, 

zur Herbst-AMK 2022 über die auf die Länder zukommenden Berichtspflichten auf-

grund von EU-Vorgaben und deren geplante Erfüllung zu berichten. 
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TOP 16 Auswirkungen des Bundes-Klimaschutzgesetzes auf 

den forstbasierten Sektor und davon abhängige Kli-

maschutzwirkungen in anderen Sektoren 

Bezug Beschluss der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 

Forst (Forstchefkonferenz) vom 11./12.08.2021 und da-

hingehendes Schreiben des Vorsitzenden an die AMK-

Geschäftsstelle vom 15.09.2021 

Beschluss 

Der Tagesordnungspunkt wird auf die Frühjahrs-AMK 2022 vertagt. 
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TOP 17 Zertifizierungsrahmen für freiwillige Teilnahme an 

 CO2-Märkten im Sektor Landwirtschaft 

Bezug ./. 

Beschluss 

Der Tagesordnungspunkt wird auf die Frühjahrs-AMK 2022 vertagt. 
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TOP 18 Wechsel des Sitzes des Zentrums für Betriebswirt-

schaft im Gartenbau e. V. (ZBG) 

Bezug ./. 

Beschluss 

Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den mündli-

chen Bericht des Landes Baden-Württemberg zum Wechsel des Sitzes des Zentrums 

für Betriebswirtschaft im Gartenbau e. V. (ZBG) von der Leibniz-Universität Hannover 

zur Universität Hohenheim zur Kenntnis und stimmen der hierfür erforderlichen Anpas-

sung der Verwaltungsvereinbarung aus dem Jahr 1993 an den neuen Sitz zu. 
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TOP 19 Sonstiges 

„Benennung einer Ansprechpartnerin / eines An-

sprechpartners der Agrarministerkonferenz, die stell-

vertretend für alle Bundeländer für landesrechtliche 

Reglementierungen Eintragungen in eine öffentliche 

Datenbank der reglementierten Berufe bei der EU-

Kommission vornimmt“  

Berichterstatter Sachsen-Anhalt 

Bezug Schreiben der Staatskanzlei des Landes Nordrhein-

Westfalen vom 23. Dezember 2021 zum Vertragsverlet-

zungsverfahren zur RL über Anerkennung von Berufs-

qualifikationen der Länder – Verfahren zur Notifizie-

rung von Berufsreglementierungen der Länder 

 

Der Beschlussvorschlag wurde zurückgezogen. 

Es wird ein Umlaufverfahren vorbereitet. 

 


